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1. Deutsches Bildungssystem am Abgrund 

2023 war ein schwieriges Jahr für Deutschland in der PISA-Studie, einem internationalen 

Leistungsvergleich, der 15-jährige Schülerinnen und Schüler in Mathematik, Lesen und 

Naturwissenschaften testet. Deutschland schnitt besonders schlecht ab. Der Grund dafür 

liegt auf der Hand und die AfD warnt schon seit Jahren vor dieser Entwicklung. 

In der Presse wird diese Entwicklung heruntergespielt und der COVID-19-Pandemie eine 

Schlüsselrolle zugeschrieben, um den Eindruck einer kurzfristigen Ausnahme zu erwe-

cken. Die deutlichen Lücken in der Bildung vieler Schüler lassen sich aber grundlegend 

durch eine völlig verfehlte Bildungs- und Sozialpolitik erklären.  

Die zunehmende Diversität = Heterogenität der Schülerschaft ist erwiesenermaßen ein 

großes Problem. Mit steigendem Anteil von Schülern aus Familien mit sozialen Risikolagen 

und unterschiedlichen kulturellen Hintergründen, stehen Schulen vor zunehmend unlös-

baren Herausforderungen. Der Zusammenhang zwischen sozialem Hintergrund und Bil-

dungserfolg ist in Deutschland stark ausgeprägt. Die Abschaffung von Leistungsstandards 

kann hier aber nicht der richtige Weg sein. 

Aus diesem Grund hat die AfD-Bundestagsfraktion am Mittwoch eine aktuelle Stunde zum 

miserablen Abschneiden Deutschlands bei der Pisa Studie im Deutschen Bundestag bean-

tragt.   

Dazu erklärt Jörn König: „Wer hätte das Gedacht: Ein neuer Pisa-Schock und schon geht in 

der Öffentlichkeit das hin- und her Geschiebe des schwarzen Peters los. Alles Ablenkung. 

Dass die deutsche Gesellschaft zunehmend auf Leistungsfeindlichkeit getrimmt wird, kön-

nen wir an allen Ecken und Enden beobachten. Da wundert mich dieser brutale Einbruch 

an den gemessenen Leistungen natürlich überhaupt nicht. Meine Bundestagskollegin 

Nicole höchst hat die ungemütliche Wahrheit klar ausgesprochen. Der Anstieg der 

schlechten Ergebnisse verläuft in etwa parallel zum anwachsen Anteil der nicht deutsch 

muttersprachlichen Schüler in den Schulklassen. Wie deutlich muss der Verfall unseres 

Landes eigentlich noch werden, bis auch der letzte begreift, dass uns diese Migrationspoli-

tik zerstört? Für mich sieht das eindeutig nach Kalkül aus. Daher gehört diese Bundesregie-

rung im hohen Bogen gefeuert.“ 

Die AfD fordert eine umfassende Neuausrichtung des Bildungssystems und eine einheitli-

che Strategie mit Maßnahmen auf allen Ebenen. Der akute Lehrermangel wird sich in den 

nächsten Jahren sogar noch deutlich verschärfen, bei gleichzeitigem Anstieg der (insbe-

sondere nichtdeutschen) Schüler. 

Zudem erschwert der Bildungsföderalismus, bei dem jedes Bundesland sein eigenes Bil-

dungssystem verwaltet, eine landesweite Verbesserung der Bildungsqualität. Es fehlt an ei-

ner einheitlichen Strategie und an Chancengleichheit für alle Kinder.
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2. Meinungsfreiheit darf nicht beschnitten werden 

Die EU-Kommission ist bekannt für ihre Allmachtfantasien und freiheitseinschränkenden 

Bemühungen. Die Meinungs- und Informationsfreiheit ist ein hohes Gut in einer Demokra-

tie und für ein freiheitliches Leben unabdingbar. Daher ist es umso besorgniserregender, 

dass die EU-Kommission dabei ist, ebendiese Freiheit in den sozialen Netzwerken noch 

weiter zu beschränken.  

Am 10.10.2023 forderte die EU- Kommission die Social-Media Plattform X (vormals Twitter) 

zur Löschung von Nutzer Beiträgen auf, die in einem angeblichen Zusammenhang mit Des-

informationen stehen. Dazu werden völlig nachweisfrei Beispiele zu den Terror-Angriffen 

auf Israel und damit vermeintlich einhergehende illegale Inhalte und Desinformation her-

angeführt. Die AfD verurteilt jedwede Einflussnahme der Politik auf die Meinungsfreiheit 

sowohl auf Social-Media Plattformen als auch im echten Leben.  

Jörn König meint: „Elon Musk ist ein echter Kämpfer für die Meinungsfreiheit. Damit ist er 

natürlich im Visier unserer Politiker, deren feuchte Träume die vollständige Abschaffung 

jedwedes eigenständigen Denkens ist. Dass sich die EU-Kommission anmaßt, die Plattfor-

men in vorauseilendem Gehorsam zur Löschung von politisch für sie unangenehmen Mei-

nungen zu zwingen, ist ein ausgewachsener Skandal. Der EU-Digital Services Act gehört 

ersatzlos aufgehoben. Danke an Elon Musk und danke an alle Menschen, die trotz dieser 

Einschüchterungen die Wahrheit noch aussprechen. Das macht Mut und zeigt uns, dass wir 

mit unserem liberalen Ansatz nicht allein sind.“ 

Im Übrigen verstößt die EU mit ihrem Vorgehen gegen die EU-Grundrechtecharta. Dort ist 

geregelt, dass Bürger neben einem Recht auf eine gute Verwaltung, auch ein Recht auf die 

Begründung der Maßnahmen haben. Die völlig unsubstantiierten Einschüchterungen ei-

nes CEO´s einer Sozial-Media Plattform und die damit verbundene Einflussnahme auf die 

Willensbildung, widersprechen diesem rechtstaatlichen Prinzip. Eigenartig, dass Men-

schen, die genau das monieren, als Verfassungsfeinde bezeichnet werden. 

3. Die Parteien gönnen sich mehr Geld – Der Bürger zahlt 

Es mutet wie ein Schlag ins Gesicht der Demokratie an. In einer Zeit, in der das Vertrauen 

in politische Institutionen auf einem historischen Tiefpunkt angelangt ist, scheint der heu-

tige Beschluss des Bundestages mit den Stimmen der Ampelkoalition und der CDU/CSU zur 

Erhöhung der Parteienfinanzierung wie ein schlechter Scherz. Statt Sparmaßnahmen und 

Effizienzsteigerungen zu fördern, gießt dieser Beschluss Öl ins Feuer der öffentlichen Un-

zufriedenheit und Entfremdung. 

Die Bürger leiden zunehmend unter steigenden Lebenshaltungskosten. Nun werden ihre 

hart verdienten Steuergelder dafür verwendet, politische Apparate aufzublähen. Es ist ein 

Akt der Respektlosigkeit gegenüber den Menschen, die jeden Tag hart arbeiten, um ihre Fa-

milien zu ernähren und die Wirtschaft am Laufen zu halten. 
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Die Erhöhung der Parteienfinanzierung fördert die politische Trägheit. Parteien, die sich 

auf staatliche Unterstützung verlassen, verlieren den Anreiz, sich wirklich um die Bedürf-

nisse und Sorgen der Wähler zu kümmern. Sie werden träge, selbstzufrieden und entfer-

nen sich immer weiter von der Basis, die sie eigentlich vertreten sollen. Eine der Erklärun-

gen, warum die aktuelle Politik meilenweit von den Bedürfnissen der Bürger entfernt ist. Es 

brauch sie nicht zu interessieren. Das Geld fließt im Übermaß. 

Jörn König kritisiert: „Das ist ein gefährlicher Schritt in Richtung eines politischen Systems, 

in dem Geld über Ideale und Werte triumphiert. Wenn Parteien hauptsächlich durch staat-

liche Mittel finanziert werden, besteht die Gefahr, dass sie zu bloßen Verwaltungseinheiten 

verkommen, die mehr daran interessiert sind, ihre eigene Existenz zu sichern, als sich für 

das Wohl der Bevölkerung einzusetzen. Die Demokratie wird nicht durch mehr Geld für 

Parteien gestärkt wird, sondern durch mehr Transparenz, Verantwortung und eine engere 

Bindung an die Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger. Wir müssen diesen Weg der 

selbstsüchtigen Politikfinanzierung verlassen und uns wieder auf die Grundprinzipien der 

Demokratie besinnen. Dafür steht aber nur die AfD.“ 

4. Die Wirtschaft schrumpft und der Staat wird immer reicher 

Nach aktuellen Hochrechnungen werden sich die Steuereinnahmen in Deutschland im 

Zeitraum von 2020 bis 2027 um mehr als die Hälfte erhöhen. Die Steuereinnahmen des 

Bundes steigen voraussichtlich sogar um 65 Prozent. Vor allem verdient der Staat an der 

hohen Inflation und insbesondere den stark gestiegenen Preisen für Energieträger, bei de-

nen der Anteil der Steuern besonders hoch ist. Trotz der erheblichen Mehreinnahmen ist 

der Haushalt für die nächsten Jahre noch nicht gesichert, da die Regierung die Ausgaben 

durch mehr Subventionen und Transferleistungen hochschnellen ließ. 

Die Bundestagsfraktion der AfD kritisiert jede Form der Steuererhöhung, da die derzeitige 

wirtschaftliche Lage ohnehin schon ein Nachteil für den Standort Deutschland bedeutet. Es 

wird befürchtet, dass die Regierung ihren Finanzbedarf in der Zukunft durch die Wieder-

einführung einer Vermögensteuer zu stillen versucht. Projekte wie der Wiederaufbau-

Fonds für die Ukraine und die ideologisch getriebene Energiewende werden auch in Zu-

kunft Unsummen an Euros verschlingen und haben das Potential die Rezession über Jahre 

zu verstärken. Statt blind Geld für den Wiederaufbau der Ukraine zuzusagen fordert die 

AfD, dass die Hilfen auch von der Bekämpfung der dortigen Korruption abhängig gemacht 

werden. 

Jörn König meint: „Es gibt ein einfaches Prinzip des Lebens: Wenn jemand etwas bekommt 

ohne dafür zu arbeiten, dann muss jemand anderes arbeiten ohne etwas dafür zu bekom-

men. Die Ampel-Regierung behauptet, dass die AfD ein Risikofaktor für den Wirtschafts-

standort Deutschland sei, aber scheint die einfachsten Prinzipien von Arbeit und Leistung 

nicht zu verstehen. Wenn Deutschland bezüglich der Steuern und Abgaben weiterhin an 

der Weltspitze mitspielt, dann ist das schlicht unattraktiv für Fachkräfte und Unterneh-

men, die ihre Leistungen dann lieber woanders erbringen werden. Die AfD ist kein Risiko 

für Deutschland, sondern die Alternative zum Umverteilungsstaat, die dafür kämpft, dass 

Deutschland wieder zur wirtschaftlichen Weltspitze aufsteigt.“ 
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5. Drucksachen der AfD-Fraktion 

- 20/9478 Drucksache als PDF Schutz der Bahninfrastruktur -20/9115-

- 20/9483 Drucksache als PDF Landsmannschaftliche Zugehörigkeit der Bundesbehörden 

– Stand: 30. Juni 2023 -20/9275-

- 20/9484 Drucksache als PDF Aktuelle Perspektiven für den deutschen Wassertourismus 

-20/8986-

- 20/9487 Drucksache als PDF Programmierarbeiten zur Änderung der Schnittstelle der 

Datenflüsse zwischen Kassenärztlicher Vereinigung, Robert Koch-Institut und Paul-Ehr-

lich-Institut -20/9116- 

- 20/9504 Drucksache als PDF Erneute Nachfrage zu Ausgaben der Bundesregierung für 

Fotografen und Kosmetiker

- 20/9517 Drucksache als PDF Förderprogramme des Bundesministeriums für Umwelt, 

Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz

- 20/9529 Drucksache als PDF Effektivität der deutschen wirtschaftlichen Zusammenar-

beit mit der Republik Kenia

- 20/9558 Drucksache als PDF Mögliche Kontakte der Bundesregierung zum Investoren 

René Benko

- 20/9525 Drucksache als PDF Feministische Stadtentwicklungspolitik -20/9130-

- 20/9595 Drucksache als PDF Fortschritte hinsichtlich der Einführung des Transparenz-

gesetzes

- 20/9502 Drucksache als PDF Einbestellung und Ausweisung von Diplomaten sowie De-

monstrationsschäden an diplomatischen Vertretungen -20/9105-

- 20/9514 Drucksache als PDF Statistik zu Angriffen auf Politiker, Parteimitglieder, Partei-

büros etc. -20/9172- 

- 20/9597 Drucksache als PDF Gesundheitlicher Verbraucherschutz im Lichte der For-

schung und Aufklärung zu gesundheitsgefährdenden Stoffen wie endokrinen Disrupto-

ren, Mehrfachbelastungen und Kontaktmaterialen

- 20/9607 Drucksache als PDF Mögliche Interessenkonflikte bei der Neubesetzung von 

Leitungspositionen innerhalb der Deutschen Bahn AG

- 20/9608 Drucksache als PDF Kooperation des Berlin Institute of Health mit dem Land 

Berlin, der Firma Bayer und weiteren Investoren
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- 20/9609 Drucksache als PDF Alternative zur Röntgenbildgebung bei Abschätzung der 

Volljährigkeit

- 20/9542 Drucksache als PDF Angriffe auf Politiker, Parteibüros und Wahlplakate im 

Kontext der stattgefundenen Landtagswahlen 2023 -20/9127-

- 20/9617 Drucksache als PDF Inobhutnahmen in Deutschland

- 20/9619 Drucksache als PDF Misserfolge und Erfolge bei der Arbeitsmarktintegration 

ukrainischer Flüchtlinge

- 20/9624 Drucksache als PDF Besuch des Bundeskanzlers in Nigeria und Ghana

- 20/9626 Drucksache als PDF Einsatz von nachhaltig zertifiziertem Palmöl auf dem deut-

schen Markt

- 20/9632 Drucksache als PDF Einfuhr von Fahrzeugen in die Europäische Union durch 

ukrainische und russische Staatsbürger

- 20/9531 Drucksache als PDF Geplante Änderungen der Internationalen Gesundheits-

vorschriften -20/9124-

- 20/9584 Drucksache als PDF Digitalisierungsvorhaben im Bundesministerium für Er-

nährung und Landwirtschaft -20/9009-

- 20/9585 Drucksache als PDF Inanspruchnahme des helpukraine-Tickets -20/8848-

- 20/9587 Drucksache als PDF Übergabe von Fördermittelbescheiden des Bundes – Stand: 

30. Juni 2023 -20/9301-

- 20/9574 Drucksache als PDF Transparenz Parteispenden -20/9205-

- 20/9582 Drucksache als PDF Beendigung der Ausweisung der Statistik über EU-Netto-

zahler und EU- Nettoempfänger durch die EU-Kommission -20/9206-

- 20/9583 Drucksache als PDF Effektivität der deutschen wirtschaftlichen Zusammenar-

beit mit der Demokratischen Republik Kongo -20/9247- 

- 20/9638 Drucksache als PDF Ausreise von Kriegsfreiwilligen aus Deutschland – Stand: 

31. Oktober 2023

- 20/9639 Drucksache als PDF Parlamentsberatung durch die Bundesregierung

- 20/9653 Drucksache als PDF Umgang mit noch nicht an die aktuelle Subvariante ange-

passten Corona- Impfstoffen
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- 20/9654 Drucksache als PDF Bomben- und BC-Waffenfunde mit politisch motiviertem 

Hintergrund – Stand: 31. Oktober 2023

- 20/9655 Drucksache als PDF Drittstaatsangehörige aus der Ukraine

- 20/9656 Drucksache als PDF Nutzung der Flugbereitschaft der Bundeswehr insbeson-

dere durch Mitglieder der Bundesregierung und ihre Familienangehörigen seit Mai 2022 

(Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestags-

drucksache 20/9292)

- 20/9593 Drucksache als PDF Verwendung der Mittel aus den Fonds für Zwischen- und 

Endlagerung -20/9245-

- 20/9596 Drucksache als PDF Anzahl und Kosten eingeflogener Asylbewerber – Stand: 

30. Juni 2023 -20/9302-

- 20/9602 Drucksache als PDF Projektförderung des Vereins Dekabristen e. V. durch das 

Auswärtige Amt -20/9244-

- 20/9603 Drucksache als PDF Milliarden-Investition des deutschen Chipherstellers 

Bosch in Sachsen und Umfragewerte der Partei Alternative für Deutschland -20/9246-

- 20/9628 Drucksache als PDF Finanzhilfen für das Westjordanland (Palästinensische Be-

freiungsorganisation) bis November 2023 – Stichtag: 1. November 2023 -20/9064-

- 20/9629 Drucksache als PDF Projekte der Entwicklungszusammenarbeit nach der 

Machtübernahme der Taliban in Afghanistan – Projekt „Förderung der Grund- und Se-

kundarbildung in Afghanistan“ -20/9265- 

- 20/9660 Drucksache als PDF Durch die Bundespolizei in Thüringen aufgegriffene, sich 

illegal in Deutschland aufhaltende Personen von Januar 2015 bis zum 31. Oktober 2023

- 20/9727 Drucksache als PDF zu der Abgabe einer Regierungserklärung durch den Bun-

deskanzler zum Europäischen Rat am 14. und 15. Dezember 2023

- 20/9722 Drucksache als PDF Selbstauflösung einer Fraktion auch im Präsidium wider-

spiegeln – Vertreterin der aufgelösten Fraktion im Präsidium zum Rücktritt vom Amt der 

Vizepräsidentin auffordern

- 20/9742 Drucksache als PDF Keine Beschränkung der Meinungsfreiheit in den sozialen 

Netzwerken durch die Europäische Kommission

- 20/9743 Drucksache als PDF Die weiteren Verhandlungen zur Reform des Gemeinsa-

men Europäischen Asylsystems im deutschen Interesse führen – Mit dem Ziel einer deut-

lichen und dauerhaften Reduzierung der Asylmigration

- 20/9744 Drucksache als PDF Sepsis-Sterblichkeit in Deutschland senken
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- 20/9745 Drucksache als PDF Obligatorische Kenntnisse zum deutschen Gesundheitswe-

sen auch für alle Ärzte mit ausländischem Studienabschluss

- 20/9746 Drucksache als PDF Deutsche Tierhaltung sichern – Gebührenordnung für 

Tierärzte umfassend reformieren und entbürokratisieren 

- 20/9672 Drucksache als PDF Gesundheitsleistungen für Empfänger nach dem Asylbe-

werberleistungsgesetz -20/9280- 

- 20/9775 Drucksache als PDF zu der dritten Beratung des Gesetzentwurfs der Bundesre-

gierung - 20/9500, 20/9600 - Entwurf eines Gesetzes über die Feststellung eines Nach-

trags zum Bundeshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023 (Nachtragshaushaltsgesetz 

2023) 

- 20/9681 Drucksache als PDF Beschäftigung nach Nationalität

- 20/9682 Drucksache als PDF Mögliche Unregelmäßigkeiten bei der Visavergabe (Teil 2)

- 20/9695 Drucksache als PDF Tätigkeit des Koordinators für die zwischengesellschaftli-

che Zusammenarbeit mit dem südlichen Kaukasus, der Republik Moldau sowie Zentrala-

sien

- 20/9668 Drucksache als PDF Effektivität der deutschen wirtschaftlichen Zusammenar-

beit mit der Republik Ghana -20/9232-

- 20/9669 Drucksache als PDF Angaben der Bundesregierung zur Priorisierung des Nach-

haltigkeitsschwerpunktes der G20-Mitgliedstaaten beim G20- Tourismusministertreffen 

in Goa (Indien) (Nachfrage zur Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf 

Bundestagsdrucksache 20/8752) -20/9404- 

- 20/9698 Drucksache als PDF Hannah-Arendt-Initiative sowie Elisabeth-Seibert-Initia-

tive der Bundesregierung

- 20/9704 Drucksache als PDF Effektivität der deutschen wirtschaftlichen Zusammenar-

beit mit der Republik Madagaskar

- 20/9706 Drucksache als PDF Unterstützer der Terror-Organisation Hamas in Deutsch-

land (Nachfrage zur Ant-wort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundes-

tagsdrucksa-che 20/9445)

- 20/9707 Drucksache als PDF Konzepte der 15-Minuten-Stadt und des Superblock

- 20/9708 Drucksache als PDF Die StopptCOVID-Studie des Robert-Koch-Instituts

- 20/9709 Drucksache als PDF Geplante Auslandsreisen des Bundeskanzlers und der Bun-

desaußenministerin sowie Besuche ausländischer Staats- und Regierungschefs in 

Deutschland


